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Abschnitt 7: Grundrechte des GG und der BV
A. Bedeutung

Art. 1 Abs. 3 GG

Die ... Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

B. Grundrechtsträger

	Menschenrechte
	Bürgerrechte

	Art. 1 Abs. 1 GG

Die Würde des Menschen ...
	Art. 8 Abs. 1 GG

Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.

	Art. 2 Abs. 1 GG

Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit ...
	

	Art. 2 Abs. 2 GG

Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ...
	Art. 9 Abs. 1 GG

Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.

	Art. 3 Abs. 1 GG

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
	

	Art. 4 Abs. 1 GG

Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses ...
	Art. 11 Abs. 1 GG

Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.

	Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Hs. 1 GG

Jeder hat das Recht, seine Meinung ...
	

	Art. 9 Abs. 3 Satz 1 GG

Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann ... gewährleistet.
	Art. 12 Abs. 1 GG

Alle Deutschen haben das Recht, Beruf ...

	Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG

Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet.
	


C. Grundrechtsschranken

	Gesetzesvorbehalt
	verfassungsimmanente Schranken

	Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GG

In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.
	Art. 4 GG

Glaubens- und Gewissensfreiheit (Gemeinschaftsbindung des Individuums)

	Art. 8 Abs. 2 GG

Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden.
	

	
	Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG

Kunstfreiheit

	Art. 11 Abs. 2 GG

Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes ... eingeschränkt werden ...
	


D. Einzelne Grundrechte

I. Schutz der Menschenwürde

	Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG
	Art. 100 BV

	Schutzbereich
Der Wert, der dem Menschen bereits kraft seiner Persönlichkeit zukommt, darf nicht verachtet werden. Gegen diese Würde des Menschen wird verstoßen, wenn er vom Subjekt zum Objekt herabgestuft wird.

In Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 GG) folgt aus der Menschenwürde auch der Anspruch des Einzelnen auf Sicherung seines Existenzminimums; Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG erlegt dem Staat eine Schutzpflicht auf, um dem Einzelnen ein menschenwürdiges Dasein zu ermöglichen.


II. Allgemeine Handlungsfreiheit (Freie Entfaltung der Persönlichkeit)

	Art. 2 Abs. 1 GG
	Art. 101 BV

	Schutzbereich

Generelle Handlungsfreiheit und allgemeines Persönlichkeitsrecht (auch Recht auf informationelle Selbstbestimmung und Schutz der Privatsphäre, i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG). Das Recht auf freies Tun und Lassen ist ein Auffanggrundrecht.

	Schranken

Verfassungsmäßige Rechtsordnung (alle Rechtsnormen, die der Verfassung formell und materiell entsprechen) also z.B. Anschluss- und Benutzungszwang an kommunale Einrichtungen, kommunale Abgabensatzung


III. Recht auf Leben, körperliche Unversehrtheit, Freiheit der Person

	Art. 2 Abs. 2 GG
	Art. 100 – 102 BV

	Schutz der menschlichen Körperlichkeit (einschließlich des seelischen Bereichs)


IV. Gleichheitssatz

	Art. 3 Abs. 1 GG
	Art. 118 Abs. 1 BV

	Willkürverbot

· Wesentlich gleiche Sachverhalte dürfen nicht ungleich behandelt werden, es sei denn, ein sachlicher Differenzierungsgrund (nicht: die in Art. 3 Abs. 3 GG genannten Merkmale) liegt vor.

· Wesentliche ungleiche Sachverhalte dürfen nicht gleich behandelt werden.


V. Meinungsfreiheit

	Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Hs. 1 GG
	Art. 110 Abs. 1 Satz 1 BV

	Schutzbereich

Weitreichendes Freiheitsgrundrecht (positiv: seine Meinung zu äußern; negativ: seine Meinung nicht zu äußern) und Lebenselement der freiheitlichen Demokratie (Entstehung und Wirksamkeit einer „öffentlichen Meinung“)

	Schranken

Art. 5 Abs. 2 GG: allgemeine Gesetze (nicht spezifisch gegen die Meinungsfreiheit als solche oder gegen eine bestimmte Meinung ausgerichtet)


VI. Versammlungsfreiheit

	Art. 8 GG
	Art. 113 BV

	Schutzbereich

Zusammenkünfte einer Mehrzahl von Menschen mit dem Zweck, sich in gesellschaftspolitischen Angelegenheiten (nicht: Konzerte, Sportveranstaltungen oder religiöse Zusammenkünfte) eine Meinung zu bilden oder kundzutun („kollektive Meinungsfreiheit“); „Demonstrationsrecht“ in Verbindung mit Art. 5 GG

	Schranken

Art. 8 Abs. 2 GG: Beschränkung von Versammlungen unter freiem Himmel durch das Versammlungsgesetz (v.a. §§ 14 f.: Anmeldepflicht, Auflagen, Verbot und Auflösung bei unmittelbarer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung)


VII. Koalitionsfreiheit (Vereinigungsfreiheit)

	Art. 9 Abs. 3 GG
	Art. 170 BV

	Schutzbereich

Individuelle (positiv: Zusammenschluss zu und Betätigung des Einzelnen in Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden; negativ: Fernbleiben und Austritt) und kollektive Koalitionsfreiheit (Tarifautonomie, d.h. Aushandlung und Abschluss von Tarifverträgen sowie Recht zum Arbeitskampf, vgl. Art. 9 Abs. 3 Satz 3 GG)


VIII. Berufsfreiheit

	Art. 12 Abs. 1 GG
	Art. 101 BV

	Schutzbereich

Beruf = jede

· auf gewisse Dauer angelegte

· Erwerbstätigkeit,

· die nach allgemeiner Wertordnung erlaubt ist (z.B. Schwarzarbeit und Prostitution: ja / Zuhälter und Rauschgifthändler: nein).

	Schranken

Regelungsvorbehalt in Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG, sowohl für Berufswahl als auch für Berufsausübung als untrennbare Bestandteile eines einheitlichen Grundrechts der Berufsfreiheit.

	Schranken-Schranken

Verfassungsrechtliche Rechtfertigung nach Maßgabe des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (Drei-Stufen-Theorie)

Objektive Zulassungsschranken (ob)
Nur zur Abwehr (nachweisbarer oder höchstwahrscheinlicher) schwerer Gefahren für ein überragend wichtiges Gemeinschaftsgut

Subjektive Zulassungs-voraussetzungen (wer)
Nur zum Schutz wichtiger Gemeinschaftsgüter

Berufsausübungs-regelung (wie)
Zweckmäßigkeit nach vernünftigen Erwägungen des Allgemeinwohls




IX. Eigentumsfreiheit

	Art. 14 Abs. 1 GG
	Art. 103 Abs. 1 BV

	Bestandsgarantie

für alle privatrechtlichen vermögenswerten Rechte und Güter einschließlich des „geistigen Eigentums“ (nicht: Vermögen als Ganzes, bloße Gewinnchancen).

Auch öffentlich-rechtliche Rechtsstellungen sind geschützt, soweit sie „erdient oder erkauft“ sind (wie z.B. Rentenansprüche).

Ausgestaltung des Eigentums durch Inhalts- und Schrankenbestimmungen (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG), z.B. im Bau- und Naturschutzrecht (BauGB)


X. Petitionsrecht

	Art. 17 Abs. 1 GG
	Art. 115 Abs. 1 BV

	Schriftliche Bitten oder Beschwerden müssen entgegengenommen und sachlich geprüft werden; die Art der Erledigung ist dem Petenten mitzuteilen.


E. Aufbauschema

	Verletzung eines Freiheitsgrundrechts
	Verletzung eines Gleichheitsgrundrechts

	Eröffnung des Schutzbereichs
	Behandlung von wesentlich Gleichem (Vergleichbarem) als ungleich

	Eingriff in den Schutzbereich
	

	Verfassungsrechtliche

Rechtfertigung des Eingriffs:

· Gesetzesvorbehalt (s.o. C.)

· Formelle und
materielle Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes (einschließlich
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz)

· (ggf.) Verfassungsmäßigkeit der Maßnahme (der vollziehenden oder der rechtsprechenden Gewalt), insbesondere Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit
(als „Schranken-Schranke“)
	Verfassungsrechtliche Rechtfertigung der Ungleichbehandlung:

· Besondere Anforderungen der speziellen Gleichheitssätze
(nicht zugelassene Diskriminierungskriterien: Art. 3 Abs. 3 GG; allein zugelassene Rechtfertigungsgründe: Art. 33 Abs. 2 GG)

· Bestehen eines sachlichen Grundes (Ungleichbehandlung dient legitimem Zweck und
ist zu dessen Erreichung geeignet, erforderlich und angemessen)
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� 	Schon die systematische Stellung belegt den hohen Rang der Grundrechte nach Maßgabe des Grundgesetzes. In der Weimarer Reichsverfassung von 1919 gab es zwar auch Grundrechte; diese waren aber unter „ferner liefen“ abgelegt, nämlich in den Artikeln 109 bis 165. Sie haben in der Folge auch – ganz im Gegensatz zu den Grundrechten aus dem Grundgesetz – keine besondere praktische Bedeutung erlangt. Dazu Brunner/Höfer S. 138 (Zu 4.).
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